
BundesSozialgericht

Az„: 10 RV 558/68
___..____..N.__

Verkündet
am 230 Mai 1969

I m N a_m e n d e s V o l k e 3

U r t e i l

in devaechtestreit

Kläger und Revisionekläger,

Prozeßbevollmächtigtes a o „ o c o o „ o o 0 0 0 o o

g e g e n

IBeklagten und Revisione bekle gteno

'Der 100 Senat des Bundessezialgeriehts hat auf die

mündliche Verhandlung vom 230 Mai 1969 durch

Senatspräsident Dr° T e s m e r

— Vorsitzender _?
Bundesrichter Dr° B r o c k e und

Bundesriehter Dr° B u r d e n s k i ?
Bundessozialrichter Dr° M e y e r und

Bundessozialrichtcr M o l l e r

für Recht erkannt;

10 Die Revision des Klägers gegen das Urteil des
Hessischen Landessozialg erichte vom 25 Juni 1968
wird insoweit als unbegründet zurückgewiesen?
als diese Entscheidung den Anspruch auf Gewährung
einer Rente nach einer höheren Minderung der Er—
werbs fähifkeit wegen besonderen beruilich.c■ 5e—
trofienseins betriifto

20 Im übrigen wird das Urteil des Hessischen Landec—
sozialgerichts vom 250 Juni 19689 soweit diese
Entscheidung die Gewährung_einee ßerufsschudcns—

usgleichs betrii'i‘t9 auf die Revision des Klägers
aufgehoben und die Suche zur erneuten Entschei«
dung an das Landeseozialgericht zurückverwieseno

30 Die Entscheidung über die Kosten bleibt dem
abschließenden Urteil vorbehalteno
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Der Kläger bezieht eine Rente nach einer Minderung der

Erwerbsfähigkeit (MdB) um 60 VQHO wegen 10) Einschränkungr

der Unterarmdrehfähigkeit rechts und geringer Herabsetzung

der groben Kraft der rechten Hand und geringer Muskelabma—

gerung am rechten Arm nach Speichenschußbruch; 2°) rcaktions—

losen, nicht pulsierenden9 kleinen Knochendefekts auf dem

Schädeldach rechts hinten ohne leistungsmindernde nervöse

Ausfallerscheinungen; 50) Bewegungsbehinderungen des linken

Fußes mit Hautgefühls— und Reflexstörungen als Ausdruck

einer kompletten Schädigung des linken Wadenbein— und inkom—

pletten Schädigung des linken Schienbeinnerven9 Verkürzung

des linken Beines um 2 cm nach Schußbruch mit Absprengung

am oberen Hüftpfannendach links (Bescheid vom 100 Februar

1960)0 Der Kläger ist — 1913 geboren — von Beruf gelernter

Sattler und Polsterer mit einer Lehrzeit von 1929 bis 1932;

von 1952 bis 1954 war er im freiwilligen Arbeitsdienst

und von 1934 bis 1939 bei einem Heereszeugamt als Versand-

und Transportleiter tätige Von 1939 bis 1945 befand er

' sich im Kriegsdienst; von 1948bis 1957‚demJahr seiner
lnvalidisierung, war er als Bürohilfsarbeiter beschäftigt„

Die Versorgungshehörde lehnte mit Bescheiden vom 140 und—

150 Mai 1963 uoao seinen im Mai 1962 gestellten Antrag auf

Höherbewertung seiner MdB wegen besonderen beruflichen

Betroffenseing und auf Gewährung eines Berufsschadensausw

gleichs ab° Die Gewährung des Berufsschadensausgleichs

wurde dem Kläger deshalb verweigert9 weil er wegen der

anerkannten Schädigungsfolgen nicht erwerbsunfähig war?
sondern nur Rente nach einer MdB um 60 VOHQ bezog° Nach

erfolglosem Widerspruch wies das Sozialgericht (SG) mit

Urteil vom 10 Februar 1966 die Klage abc Das Landessozial—

goricht (LSG) verwarf die hiergegen eingelegte Berufung

mit Urteil vom 180 Januar 1967 insoweit als unzulässig,

als der Kläger die Gewährung eines Berufsschadensausgleichs

nach @ 30 Abs° 5 des Bundesversorgungsgesetzes (BVG) in der

Fassung (idF) des 10 Gesetzes zur Änderung und Ergänzung

..3..
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des Kriegsopferrechts vom 260 Juni 1960 (1° NOG) begehrte;

im übrigen wurde die Berufung als unbegründet zurückgewie—

sen° Die Verwerfung der Berufung begründete das LSG damit,

daß der Kläger vor dem SG den Berufsschadensausgleich nur

für die Zeit der Geltungsdauer des 10 NOG (bis Zum 31° De—
zember 1963) begehrt habe; im übrigen sah es

die Vorausset—

zungen der Höherbewertung der MdE nach 5 50 Abso 2 BVG wegen

besonderen beruflichen Betroffenseins des Klägers nicht als

gegeben ano

Den im Februar 1964 nach dem 20 Gesetz zur Änderung und

Ergänzung des Kriegsopferrechts
vom 21; Februar 1964 (20 NOG)

vom Kläger gestellten Antrag auf Gewährung eines Berufsscha—

dncsausgleichs lehnte die Versorgungsbehörde mithescheid

vom 280 Februar 1966 ab? weil der Kläger in dem vor der
Schädigung ausgeübten Beruf als Packer durch die anerkannten

Schädigungsfolgen nicht betroffen sei„ Seine Erderbsunfä—

higkeit und der damit verbundene Einkommensverlust seien

allein auf eine Bechterew'sche Erkrankung9 die nicht als

Schädigungsfolge anerkannt sei7 zurückzuführen° aber hier—

gegen eingelegte Widerspruch war erfolglos (Widerspruchsbe—

seheid vom 10 Juni 1966)„

Vor dem SG hat der Kläger beantragt? den Beklagten unter

Aufhebung des angefochtenen Bescheides zu verurtéilen9 "ihm

unter Zuerkennung eines beruflichen Betroffenseins mit einem

' Grad der MdB von 10 % ab 10101964 Berufsschadensausgleich
nach einem Vergleichsgehalt der Leistungsgruppe III der tech—

nischen Angestellten aller Wirtschaftsbereichezulzahlen“°

Das SG hat mit Urteil vom 300 Juni 1967 den Beklagten unter

Aufhebung der Bescheide vom 28c Februar 1966 und 10 Juni 1966

verurteilt? an den Kläger "unter Zuerkennung'eines berufli—

chen Betroffenseins mit einem Grad der MdE von
1Ö voHo" ab

10 Januar 1964 Berufsschadensausgleich nach einem Vergleichs—

gehalt der Leistungsgruppe III der technischen Angestellten

aller Wirtschaftsbereiche zu zahlenG Es hat ausgeführt‚ dem

Kläger stehe als beruflich besonders Betroffenem ein Berufs—

schadensausgleich in der zuerkannten Höhe zug Da der Be—
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klagte sich nicht auf die Bindung seines früheren Beschei—

des berufen7 sondern erneut sachlich geprüft’habey habe

das Gericht in der Sache selbst entscheiden können; dies

’
sei sowohl der Fall bei der Beurteilung des beruflichen

Betroffenseins (@ 30 Abso 2 BVG) als auch bei der Beurtei—

lung der Gewährung des Berufsschadensausgleichs nach @ 30

Abso 3 BVG7 weil das Vorliegen eines beruflichen Betroffen—

seine die gesetzliche Voraussetzung für die Gewährung des
Berufsschadensausgleichs darstelle° Das SG ist sodann zu

dem Ergebnis gelangt, daß der Kläger in seinem früher aus—

geübten Beruf besonders betroffen sei und ihm daher eine

um 10 VOH° höhere MdB zustehe; im übrigen müsse ihm auch

‚Berufssohadensausgleich nach dem im Urteilstenor bezeich—

_neten Vergleichsgchalt gezahlt werden° ' ‘

' Gegen dieses Urteil hat der Beklagte Berufung eingelegt

und in seiner Berufungsbegründung vom 70 August 1967

ausgeführt‚ es liege bei der Entscheidung des SG über die

Höherbewertung der MdB ein wesentlicher Mangel des Ver—

fahrens vor; das SG habe die Rechtskraft des die Höherbe—

wertung der MdB nach @ 30 Abs° 2 BVG verneinenden Urteils‘

des LSG vom 180 Januar 1967 nicht beachtet; im übrigen

sei die Annahme des SG‚ er — der Beklagte — habe auf die

Bindungswirkung eines früheren Bescheides verzichtet?

falscho In dem angefochtenen Bescheid vom 280 Februar

1966 habe der Beklagte über die Höherbewertung der MdB

überhaupt keine Entscheidung getroffen°

Das LSG hat mit Urteil vom 25° Juni 1968 auf die Berufung

des Beklagten das Urteil des SG Kassel vom 500 Juni 1967

aufgehoben und die Klage abgewiesen° In den Entscheidunge—

gründen hat es ausgeführt, daß die Berufung zulässig sei()

Ein die Berufung ausschließender Tatbestand (@ 148 Nro 5

des Sozialgerichtsgesetzes — SGG «) liege auch im Hinblick

auf die Höherbewertung des Grades der MdB nach @ 30 Abso 2

BVGnicht vor, weil im vorliegenden Fall nicht über 9 30
Abso 2 BVG als Rentenerhöhungsgrund allein? "sondern über

diese Frage insbesondere auch als Voraussetzung des An—
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spruchs auf Berufsschadensausgleich gemäß @ 30Abso 3 und

4 BVG idF des 2„ und 30 NOG gestritten" werdee‘ Diesen

Anspruch habe der Beklagte aber in einem "Erstfeststel—

lungsbescheid" besehiedene Der diesen Anspruch betreffen—

den‘Berufung stehe kein Ausschließungsgrund entgegen°

Weiterhin führt das LSG aus, die zulässige Berufung sei

der Sache nach begründet„ Das SG habe den Beklagten zu
Unrecht zur Gewährung eines

Berufsschadensausgleiehe
an den

Kläger verurteilt‚ weil das SG sich über die Rechtskraft

des früheren Urteils des LSG vom 18° Januar
1967

hinwegge—

setzt habe9 in dem auch über ein besonderes befufliehes

Betreffensein gemäß 5 30 Abso 2 BVG ablehnend entschieden

werden seic “ie Gewährung eines Berufsschadenshusgleichs

nach @ 30 Abs() 3 und 4 BVG sei auch in der Neufassung die-

ser Vorschrift durch das 30 Gesetz zur Änderunglund Ergän—

zung des Kriegsopferreehts vom 200 Januar 1967 (3° NOG) von

einer vorherigen Prüfung und Bejahung eines besbnderen be—

ruflichen Betroffenseins gemäß 5 30 Abso 2 BVG abhängigo

Dies gehe insbesondere aus dem Wortlaut des 5 30 Abso 3 BVG

idF des 30 NOG hervor‚ wonach über einen Anspruch nach 5 30

Abs° 3 und 4 BVG erst "nach Anwendung des Abs° 2" zu ent—

scheiden sei° Damit bringe das Gesetz den @30 Abso 3 und
4 BVG in einen unmittelbaren rechtlichen Zusammenhang zu

© 30 Absa‘2 BVG„ Das bedeute„ daß jede vorherige positive

oder negative Entscheidunggemäß5 30 Abs„ 2 BVGnachEin—
tritt ihrer formellen Bindung auch für ein späteres Verfah—

ren bei der Prüfung der Voraussetzungen hinsichtlich eines

Berufssehadensausgleichs bindend sei° Die bindend gewor—

dene Entscheidung nach 5 30 Abs° 2 BVG gelte also im Ver—
fahren über den Berufssehadensausgleich als "bindende

Inzident—Lb‘eststellung"° Dies wirke sich im vorliegenden

Fall dahin aus? daß nach der reehtskräftigen Ablehnung der
Höherbewertung der MdB nach 5 30 Abso 2 BVG durch das Urteil
des LSG vom 180 Januar 1967 eine abweichende Entscheidung

über die Höherbewertung der MdB hinsichtlich der Gewährung

des Berufssehadensausgleichs nicht mehr getroffen werden
könneo
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Für eine Zugunstenent30heidung bezüglich der Höherbe—

wertung der MdB nach @ 50 Abso 2 BVG gemäß 5 40 Abso 1
des Gesetzes über das Verwaltungeverfahren der Kriegsopfer—

versorgung (VeerG) seien die Voraussetzungen nicht er—

füllte Die ablehnende Erklärung des.Beklagten vor dem

>LSG am 250 Juni 1968‚ daß er insoweit keine Zugunstenre—

gelung treffen wolle‚ sei nicht zu beanstanden° Es be—

stehe kein Anlaß für den Beklagten, von der rechtskräfti—

gen Entscheidung des LSG vom 180 Januar 1967 abzuweichenc

Die$e Entscheidung habe keine Lage zugunsten des Klägers

‘ geschaffen, die mit der tatsächlichen und rechtlichen

Wirklichkeit nicht mehr in Einklang steheo In der Ableh—

nung einer Zugunstenregelung liege keine fehlerhafte

Ausübung des Ermessens durch dengBeklagteno Es sei davon

auszugehen? daß der Kläger weder als Packer noch als an—

gestellter Lagerhalter durch die Schädigungsfolgen beson-

ders beruflich betroffen sei; im wesentlichen sei es die

anlagebedingte Bechterew'sche Erkrankung mit einer Schief—

stellung des Beckens und einer Verbiegung und Versteifung

der Wirbelsäule? die als Ursache für seine berufliche Bea

hinderung und auch für seine Invalidisierung festgestellt

werden sei° Tatsachen oder Erwägungen‚ die dazu führen

könnten? daß das rechtskräftigea Urteil als unrichtig

angesehen werden müsse, hätten sich nicht ergebeno Somit

habe das SG den Beklagten nicht verurteilen dürfen9 dem

Kläger eine höhere Rente als bisher zu zahleno Sei der

Kläger aber nicht besonders beruflich betroffen im Sinne

des 5 30 Abs° 2 BVG‚ so bestehe auch kein Anlaß‚ ihm einen
Berufsschadensausgleich zu gewähren()

Das LSG hat die Revision zugelassene

Gegen dieses9 ihm am 270 Juli 1968 zugestellte Urteil hat

der Kläger mit Schriftsatz vom 120 August 1968? beim Bun—

dessozialgericht (BSG) eingegangen am 130 August 1968?

Revision eingelegt und diese nach Verlängerung der Revi—

sionsbegründungsfrist bis zum 270 Oktober 1968 mit einem

am 9° Oktober 1968 eingegangenen Schriftsatz vom 80 Oktober

_7_
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1968 begründete

Er beantragt‚

unter Aufhebung der angefochtenen Ent—

scheidung die Berufung des Beklagten

gegen das Urteil des Sozialgerichts

Kassel vom 300 Juni 1967 zurückzuweiseny

hilfsweise9 unter Aufhebung des ange—

fochtenen Urteils die Sache zur erneuten

Verhandlung und Entscheidung an
das LSG

zurückzuverweisen°

In seiner Revisionsbegründung rügt der Kläger eine Ver—

letzung des @ 30 Abs° 2? 3 und 4 BVG und trägt hierzu

insbesondere vor9 ihm sei bereits früher die Gewährung

eines Berufsschadensausgleichs verweigert werden° Diese

Verweigerung sei durch das SG und später durch das LSG

mit Urteil vom 180 Januar 1967 bestätigt werden; wobei

es sich bei diesem Urteil um ein Prozeßurteil gehandelt

habeo Er habe aber damals einen Berufsschadensdusgleich

nur für die Zeit vom 10 Mai 1962 bis 510 Dezember 1963

beansprucht° In dem jetzigen Verfahren begehre er in

erster Linie die Höherbewertung der MdB wegen besonderer

beruflicher Betroffenheito Ferner fordere er einen Be—

rufsschadensausglei0h° Die Begründung des LSG‚ daß die

Gewährung dieses Berufsschadensausgleiehs von
einer

vor—
hergehenden positiven Prüfung des besonderen benuflichen

Betroffenseins im Sinne des 5 30 Abs° 2 BVG abhänge9 sei
fehlerhafto Es sei unzutreffend‚ daß sich das SG über

die Rechtskraft des früheren Urteils hinweggesetzt habe?

denn es habe ausdrücklich ausgeführt‚ es könne über die
‘Höherbewertung der MdB neu entscheiden„ weil sich der Be—

klagte nicht auf die Bindungswirkung der früheren Ent-
scheidung berufen habeo ‚Ferner sei darauf hinzuweisen‚

daß der Bundesminister für Arbeit und sozialordnung in
seinem Rundschreiben vom 210 Dezember 1961 selbst die

Auffassung vertreten habe? daß die Gewährung des Berufs—

schadensausgleiehs nach 5 50 Abs° 3 und 4 BVG nicht auf
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die Fälle des 3330 Abs; 2 BVGbeschränkt seio Demnach
sei die Rechtsauffassung des LSG unzutreffendy daß die

Gewährung des Berufsschadensausgleiehs davon abhängea daß

ein Beschädigter besonders beruflich betroffen im Sinne

des 5 30 Abso 2 BVG isto Wegen der Darstellung des Vor—
bringens des Klägers wird im übrigen auf seine Revisions—

begründung vom 80 Oktober 1968 verwiesen°

Der Beklagte beantragt,

die Revision als unbegründet zurückzuweiseno

Er ist der Auffassung‚ daß die Berufung gegen das Urteil

des SG Kassel in jedem Fall zulässig gewesen sei° Hin—

sichtlich der_Höherbewertung der MdE nach 5 50 Abs° 2 BVG

durch das SG habe er bereits vor dem LSG wesentliche Ver—

fahrensmängel gerügt, die auch vorlägen° Wegen der Ge—

währung des Berufsschadensausgleichs sei die Berufung

nicht etwa deshalb unzulässig gewesen‚ weil bereits früher

ein Berufsschadensausgleieh verbindlich verweigert werden

sei; bei dem jetzt angefochtenen Bescheid handle es sich

nicht um eine Neufeststellung der Versorgungsbezüge im

Sinne des @ 148 Nro 3 SGG, sondern um eine Brstfeststel—

lungo Im übrigen wird auf die Revisionserwiderung des

Beklagten vom 6° November 1968 verwiesen„ .

Die durch Zulassung statthafte Revision des Klägers ist

form— und fristgerecht erhoben und auch rechtzeitig be—

gründet werden (@@1649 166 SGG) und daher zulässig° Die
Revision ist jedoch nur teilweise begründeto

Das LSG hat zunächst im Ergebnis zutreffend die Zulässig—

keit der Berufung des Beklagten gegen das Urteil des SG

vom 30° Juni 1967 bejahto Die'vZulä3sigkeit’ der Berufung

ist bei einer statthaften Revision auch ohne Revisionsrüge

oder einen Antrag des Revisionsbeklagteh durch das Revi—

sionsgericht von Amts wegen zu prüfen (BSG 2? 225)‘) Das

LSG hat die Auffassung vertreten? ein Ausschließungs—

grund im Sinne des 5 148 SGG liege nicht vor‚ weil nicht

_9_.

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


über die Erhöhung der MdB naeh @ 30 Abs° 2 BVG als Renten—

erhöhungsgrund allein? sondern darüber auch als Vorausset—

zung des Anspruchs auf Gewährung eines Berufsschadensaus—

gleiehs nach @ 30 Abso 3 und 4 BVG gestritten werden sei,

insoweit aber der Berufung kein Unzulässigkeit3grund entge:

geneteheo Dieser Auffassung kann jedoch nichtigefolgt

werdeno Nach @ 148 Nr; 5 SGG ist in Angelegenheiten der

Kriegsopferversorgung die Berufung nicht zulässig‚
wenn

sie den Grad der MdE oder die Neufeststellung der Versor—

gungsbezüge wegen Änderung der Verhältnisse betrifft‚ es
sei denn, daß die Sehwérbeschädigteneigenschaft oder die

Gewährung der Grundrente davon abhängto Im Venwaltungsver—

fahren war ausschließlich streitigy ob dem Kläger
— wie in

seinem Antr‘g vom Februar 1964 begehrt — ein Berufsscha—

densausglcich zusteht; jedoch hat der Kläger Vor dem SG
in der mündlichen Verhandlung vom 500 Juni 1967 seinen
Antrag geändert und beantragt‚ den Beklagten under Aufhe—

bung des angefochtenen Bescheides zu verurteilan9 "ihm

unter Zucrkennung eines beruflichen Betroffenseins mit

einem Grad der MdB um 10 VOHQ" ab 1c Januar 1964 Berufs—

schadensausgleich o„„„c zu zahlen() Diesem gegenüber dem
Vervaltungsverfahren erweiterten Antrag muß enthommen wer—

den? daß der Kläger in dem anhängigen Verfahrenänicht nur

die Gewährung eines Berufsschadensausgleichs‚ sondern auch

zusätzlich die Erhöhung seiner Rente um 10 voHo1wegen eines

besonderen beruflichen Betroffenseins im Sinne des @ 30
Abs° 2 BVG verlangt hat„ -Das hat das SG auch erkannt‚

denn es hat nach seinem Urteileausspruch zwei Entscheidun—

gen getroffen? nämlich die‚ daß dem Kläger "unter Zuerken—

nung eines beruflichen Betroffenéeins" die MdBum 10 vCH„
zu erhöhen ist, und die., daß demKläger der näher bezeich—
nete Berufsschadensausgleich zu gewähren isto is ist dem

LSG zwar zuzugestehen‚ daß der Antrag des Klägers
vor dem

SG seinem Inhalte nach unklar war? so daß das SG im Rahmen

des @ 106 Abs„ 1 SGG auf einen klaren und eindeutigen

Antrag hätte hinwirken müsSeno Jedoch ergibt sich — abge«

sehen vom Urteilsausspruch — auch aus den EntscHeidungs—
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gründen, in denen das SG sich sehr eingehend mit der

Frage des besonderen beruflichen Betroffenseins im Sinne

des_@30 Abs() 2 BVGbefaßt und seine Befugnis zu einer
Entscheidung hierüber angenommen hat? daß das SG über zwei
verschiedene Ansprüche, nämlich über die Erhöhung der MdB

‘ nach 5 30 Abs() 2 BVG und über die Gewährung des Berufs—
schadensausgleichs nach 5 30 Abso 3 und 4 BVG entschieden

‘häto Die Entscheidung hinsichtlich der Erhöhung der MdB

des Klägers nach 5 30 Absg 2 BVG betraf aber den Grad der
MdB, ohne daß im vorliegenden Fall die Schwerbesehädigten—

eigenschaft oder die Gewährung der Grundrente hiervon ab—

hing (@ 148 Nro 3 SGG)O Der Kläger bezieht nämlich die
Rente nach einer MdB um 60 voHo, so daß der Streit um die

Erhöhung der MdB von 60 auf 70 voH„ nicht die Schwerbe—

schädigteneigensehaft oder die Gewährung der Grundrente

überhaupt betraf° Die demnach gemäß 5 148 Nr() 5 SGG une
zulässige Berufung war jedoch ausnahmsweise nach 5 150

Nro 2 SGG zulässig° Nach dieser Vorschrift ist sie nämlich

ungeachtet der @@144 bis 149 SGG dann zulässig‚ wenn ein
wesentlicher Mangel im Verfahren des SG gerügt wirdo Das

war hier der Fall° Der Beklagte hatte bereits in der

Berufungsbegründung vom 70 August 1967 einen wesentlichen

Mangel im Verfahren des SG gerügt und diese Rüge in seiner

Revisionserwiderung vom 60 November 1968 ausdrücklich auf—

rechterhalteno Sein Vorbringen? das SG hätte nicht davon

ausgehen dürfen, daß er — der Beklagte — auf die Bindunge-

wirkung der früheren Bescheide verzichtet habe‚ Weil in

dem angefochtenen Bescheid nur über den Berufsschadensaus—

gleich entschieden und zur Frage der Höhe der MdB wegen be—

sonderen beruflichen Betroffenseins gemäß @ 30 Abso 2 BVG

überhaupt keine Entscheidung getroffen werden ist? stellt

sich als die Rüge einer Verletzung des 5 128 SGG durch das

SG dar° Diese Rüge ist auch gerechtfertigto Die Versor—

gungsbehörde hat in dem angefochtenen Bescheid vom 280

‘Februar.1966 den Antrag des Klägers auf Berufsschadens—

ausgle_ieh abgelehnt;vin ihm ist keine Entscheidung darüber

getroffen werden? ob die MdB des Klägers von 60 VCH0 auf
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70 voHo wegen eines besonderen beruflichen Betroffenseins

trotz der früheren insoweit ablehnenden Entscheidungen,

erhöht werden könneo Zwar ist in dem angefochtenen Be—

scheid ausgeführt? daß der Kläger in dem vor der Schädi—

gungsfolge ausgeübten Beruf eines Packers "durch die an—

erkannten Schädigungsfolgen nicht besonders betroffen" ist‚

so daß man, ohne Berücksichtigung des übrigen Inhalts des

Bescheides — annehmen könnte? die Versorgungsbehörde habe

damit erneut eine Höherbewertung der th des Klägers nach

@30 Abs„ 2 BVGablehnen wollen; jedoch ergibt sich aus dem
Hauptinhalt dieses Beseheides — seiner

Überschrift
und den

übrigen sachlichen Ausführungen -‚ daß die Versorgungsbehör—

de ausschließlich eine Entscheidung über den Antrag des Klä—

gers auf Berufsschadensausgleieh treffen wollte und getrof—

fen hat° Zu einer Entscheidung über die Höhe der MdB nach
5 30 Abso 2 BVG bestand für den Beklagten auch gar keine
Veranlassung? denn der Kläger hatte in seinem Antrag vom
270 Februar 1964 nur die Gewährung eines Berufsschadens—

ausglciehs nach dem 20 NOG begehrte Wenn daher das SG dem

Bescheid vom 280 Februar 1966 entnommen hat9 der Beklagte

habe sieh hinsichtlich der Bewertung der MdB nach 5 30 Abso

2 BVG "nicht auf die Bindung ihres früheren Bescheides beru»

' fen‚ sondern erneut sachlich geprüft"9 so hat es diesem Be—

scheid eine'Tatsache entnommen? die in ihm nicht enthalten
isto Darin liegt aber eine Verletzung der freien richter—

lichen Beweiswürdigung im Sinne des 5 128 SGG durch das SG;

durch diesen vom Beklagten auch ordnungsgemäß gerügten we—
sentlichen Mangel im Verfahren des SG war die Berufung gem°

@ 150 Nr„ 2 SGG gegen das Urteil des SG zulässig‚ soweit
sie die Höherbewertung der MdB des Klägers betrafo

Die Revision des Klägers gegen das zülüssigerweise
ergan—

gene Berufungsurtcil ist jedoch unbegründet? insoweit

dieses Urteil den Anspruch des Klägers auf Gewährung einer
Rente nach einer höheren MdB wegen besonderen beruflichen

Betroffenseins betriffto Nach den nicht angegriffenen und

daher für den Senat gemäß @ 165 SGG bindenden Eeststellun—
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- gen des LSG ist der Anspruch des Klägers auf Höherbewertung

seiner MdB wegen eines besonderen beruflichen Betroffen—

seins nach @ 50 Abs„ 2 BVG durch das Urteil des LSG vom
18° Januar 1967 rechtskräftig abgelehnt werdeno Durch
die Rechtskraft dieses Urteils ist es den Gerichten ver—
wehrt9 eine andere als die getroffene Entscheidung

zu

fällen (Peters/Sautter/Wolff‚ Kommazur SGb Anmo 3 a zu
5 141 mit weiteren Nachweisen)° Dies ergibt sich aus
9 141 Abs° 1 SGG9 wonach rechtskräftige Urteile die Be—

teiligten und ihre Rechtsnachfolger binden‚ soweit über

den Streitgegenstand entschieden werden ist° Somit hat

der Kläger keinen Anspruch auf die Gewährung einer höheren

Rente wegen eines besonderen beruflichen Betroffenseins

gem„ @30 Abs° 2 BVG„ ‘

Gleichermaßen ist die Entscheidung des LSG nicht zu bean—

standen9 soweit es entschieden hat? daß der Beklagte auch

nicht verpflichtet ist9 im Wege des Zugunstcnbescheides

“nach 5 40 Abs° 1 VeerG dem Kläger Rente nach einer höheren

MdE als um 60 VDH° zu gewähren° Nach 5 40 Abs° 1 VeerG

kann die zuständige Verwaltungsbehörde zugunsten des Be—
rechtigten jederzeit einen neuen Bescheid erteilen° Die

Verwaltungsbehörde ist nur dann verpflichtet, einen der

materiellen Rechtslage entsprechenden neuen Bescheid zu

erteilen, wenn feststeht9 daß eine frühere bindend gewor—

dene Entscheidung materiell—rechtlich unrichtig ist (BSG

26, 146 ffo‚ Entscheidung des erkennenden Senats vom 110

Juni 1968 — 10 BV 906/66 —Urteil des 90 Senats des BSG

vom 21° März 1969 — 9 RV 476/67 — und Urteil des erken—

nenden Senats vom 230 Mai 1969 - 10 RV 846/67 —)0 Das LSG
hat hierzu die nicht angegriffene und daher für den Senat

gemog3 163 see bindende Feststellung getroffen; daß die
früheren verbindlich gewordenen Entscheidungen? mit denen

die Gewährung einer höheren Rente wegen eines besonderen

beruflichen Betroffenseins gem° @ 30 Abso 2 BVG abgelehnt‚

werden ist? materiell—rechtlich nicht unrichtig sindo

- 15 _
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Ist dies aber der Fall? so war der Beklagte nieht verpflich—

tet, durch einen Zugunstenbescheid nach 5 40 AbSO 1 VeerG

eine anderweitige Regelung zu treffeno Die Klage auf Ge—

währung einer höheren Rente wegen besonderen bbrufliehen

Betroffenseins des Klägers gem° @ 30 Absc 2 BVG ist somit

vom LSG in jedem Falle zutreffend abgewiesen werden° In—

soweit die Revision des Klägers sich dagegen richtet,

mußte sie als unbegründet zurückgewiesen werden (€ 170

Abso 1 SGG)„

Soweit dagegen die Revision sich gegen das Urteil des LSG

über die Ablehnung der Gewährung des Berufsschadensaus—

gleiche richtet? ist sie begründet„

Das LSG war auch in bezug aui diesen Streitgegenstand zu

einer Sachentscheidung befugt; denn die Berufung gegen das

erstinstanzliche Urteil war nicht etwa deshalb nach 5 148

Nr„ 3 SGG unzulässig‚ weil es sich bei der im angefochte—

nen Bescheid vom 280 Februar 1966 getroffenen Regelung
um

eine "Neufeststellung der Versorgungsbezüge wegen Änderung

der Verhältnisse" handelte° Zwar hatte die Versorgungs—

behörde bereits mit Bescheid vom 150 Mai 1965 den Anspruch

des Klägers auf Berufsschadensausgleich abgelehnto Dieser

Bescheid betraf aber — ebenso wie die ihn bestätigenden

Urteile vom 10 Februar 1966 und 180 Januar 1967 — nur den
Berufsschadensausgleich des Klägers für die Zeit bis zum
Ende des Jahres 1965 nach dem 10 NOGo Der jetzt streitige

Bescheid vom 280 Februar 1966 betrifft demgegenüber den

vom Kläger auf Grund der neuen Fassung des @ 30\Abso 3 und
4 BVG durch das 20 NOG erhobenen An8pruch auf Berufsscha—

densausgleich für die Zeit vom 10 Januar 1964 an? so daß

es sich bei diesem Bescheid — wie das LSG zutreffend ange—

nommen hat — um die "Erstfeötstellung" eines neuen An—

spruchs des Klägers handelt? der sich auf die gesetzliche

Neuregelung des Berufsschadensausgleichs durch das 20 NOG

stützto Abgesehen davon ist die Ablehnung des Antrags

des Klägers im angefochtenen Bescheid vom 280 Februar 1966

, 14 _
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auf Grund eines anderen Sachverhalts erfolgt als im

Bescheid vom 150 Mai 1963 (S0 dazu BSG in SozR SGG @ 148

Nr, 25), Da somit die Berufung gegen das Urteil des SG
nicht die Neufeststellung der Versorgungsbezüge wegen
Änderung der Verhältnisse betraf (@ 148 Nr,
sie zulässig()

9 SGG), war

‘In sachlicher Beziehung ist die Revision, soweit sie den
Anspruch des Klägers auf Berufsschadensausgleich betrifft,

begründet, Der Anspruch des Klägers auf Gewährung eines

Berufsschadensausgleichs für die Zeit nach Inkrafttreten

des 20 NOG richtet sich nach 5 30 Abs, 3 und 4 BVG idF

des 2° und 3, nee, Nach 5 50 Abs, 5 BVG idF des 2° NOG
erhält ein Schwerbeschädigter, der dureh die Schädigunge—

folgen beruflich insoweit besonders betroffen ist, als er

einen Einkommensverlust von monatlich mindestens DM 75,—

hat, nach Anwendung des Abs() 2 einen Berufsschadensaus—

gleich in Höhe von vier Zehnteln des Verlustes, jedoch

höchstens 400 Deutsche Mark monatlich, Die Meinung des

LSG, daß nur solche Beschädigte einen Anspruch auf Berufs-

schadensausgleich haben,'deren MdE vorher wegen eines ben

sonderen beruflichen Betroffenseins ioSo des & 50 Abs° 2 BVG

erhöht werden ist, kann nicht gebilligt werdeno Der 80 und
' 9° Senat des BSG haben in ihren Entscheidungen vom 21, März

1969 (9 RV 730/67) und vom 27, März 1969 (8 RV 611/67'und
8 RV 629/67 sowie 8 RV 827/68) ausgesprochen, daß die Ge—
währung eines Berufsschadensausgleichs nach @ 30 Abs, 3

und 4 BVG nicht davon abhängig ist, daß die Voraussetzun—

gen des 5 30 Abs, 2 BVG (Höherbewertung der MdB wegen be—

sonderer beruflicher Betroffenheit) erfüllt sindo In die“

sen Entscheidungen ist mit ausführlicher Begründung unter

Hinweis auf den Wortlaut, Sinn und Zweck sowie die historie

sche Entwicklung der Vorschriften über den Berufsschadens—

ausgleich dargelegt werden, daß mit der Einführung des Be—
rufsschadensausgleichädurch das 1; NOGeine selbständige
Entschädigung des durch die Schädigungsfolgen bedingten

wirtschaftlichen Schadens gewährt werden soll, und zwar

unabhängig davon, ob die MdE eines Beschädigten wegen
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eines besonderen beruflichen Betroffenseins nach 5 30

Abso 2 BVG erhöht werden ist oder nichtc Auch der_erken—

nende Senat ist dieser Auffassung° Wenn das LSG seine

Meinung insbesondere auf die durch das 20 NOG in 5 30 Absoö
BVG eingefügten Werte "nach Anwendung des Abs° 2" stützt

und daraus schließt9 daß damit ein "unmittelbarer recht—

licher Zusammenhang" zwischen 5 30 Abs„ 2 BVG einerseits

und 5 30 Abs° 3 BVG andererseits entnommen werden müsse;

so kann dem nicht gefolgt werden° Die Werte "nach Anwen—

dung des Abso 2" besagen noch nichts darüber? in welcher

Weise das hosendere berufliche Betroffensein nach 5 30

Abso 2 BVG die Gewährung eines Berüfsschadensauégleichs

nach @ 30 Abso 3 BVG beeinflusseh soll° Die Antehdung

einer bestimmten Vorschrift bedeutet nämlich nicht nur —
wie das LSG anzunehmen scheint — ihre "positiveiAnwendung"o

Auch die Ablehnung eines Anspruchs oder einer sonstigen
sich aus der anzuwendenden Vorschrift ergebenden Rechts—

folge ist das Ergebnis der —wenn auch "negativen" —
Anwendung der Vorschrift° "Anwendung" einer Vorschrift

bedeutet schlechthin nur? daß ein gegebener Sachverhalt

daraufhin geprüft wird„ ob er sich unter die an2uwendende

Vorschrift unterordnen läßt oder nicht? ob also die in

der Vorschrift im einzelnen angeführten Voraussetzungen

erfüllt sind oder nichto Führt diese Prüfung zu dem

Ergebnis, daß dies nicht der Fall ist; so muß zwar die

begehrte Rechtsfolge versagt werden, jedoch ist auch

dann jene Vorschrift “angewendet" werden° Vürdé
man unter

dem Begriff "Anwendung" einer Vorschrift nur ihre "positi—

ve Anwendung" verstehen, so wäre die Ablehnung eines An—

spruchs auf Grund eines gegebenen Sachverhalts logisch

als eine Ablehnung "ohne Anwendung" einer Vorschrift anzu—
sehen und folglich die Ablehnung ohne Rechtsgrund erfolgt„

.
heraus ergibt sich aber, daß mit den Worten "nach Anwen—

dung des Abso 2" in @30 Abs° 3 BVGjede —positive oder
negative — Anwendung des Abs° 2 des © 30 BVG gemeint isto

wenn daher die Verwaltungsvorschrift (VV) Nr() 7 Zu @30 BVG
(Fassung vom 230 Januar 1965? BVBlO 1965‚ So 14‚ 16) zum
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Ausdruck bringt.9 daß vor Anwendung von $ 50 Abs° 5 BVG

"zu prüfen ist", ob die Voraussetzungen für eine Höhcrbe—

wertung der MdB nach 5 30 Abs„ 2 BVG gegeben sind‚ und die

Gewährung des Berufsschadensausgleichs nicht davon abhängig

ist, daßdie Voraussetzungendes © 30 Abs02 BVGerfüllt
sind? so entspricht diese VV dem Wortlaut des év50 Abs° 5

BVGO

Die vom LSG vertretene Auffassung? daß die Gewährung des

Berufsschadensausgleichs von der Höherbewertung der MdB

nach 5 30 Abs() 2 BVG abhängig ist, läßt sich auch nicht
etwa damit begründen‚ daß nach @ 30 Abs° 3 BVG nur derjenige

Schwerbeschädigte einen Berufsschadensausgleioh erhalt?

der "durch die Schädigungsfolgen beruflich insoweit beson—

ders betroffen ist"9 als er den näher bezeichneten Einkom—

mensverlust erlitten hato Die Worte "acc in80wcit oooyalsooä

geben zu erkennen, daß der Berufsschadensausglcich nicht

ein berufliches Betroffensein allgemein zur Voraussetzung

hat, dieses berufliche Betroffensein vielmehr nur "insoweit"

zu bestehen braucht? als es mindestens zu dem im Gesetz be—

stimmten Einkommensverlust geführt hate Die in @ 50 Abso 5

BVG an die Gewährung des Berufsschadénsausgleiohs geknüpf—

ten Voraussetzungen sind also in gewissem Sinne geringer

als diejenigen, von denen die Erhöhung der MdB nach @ 30

Abso 2 BVGabhängto Beide Bestimmungen sind daher weder

inhaltsgleich noch besteht zwischen ihnen ein Abhängigkeite—

vérhältnis in der Weise? daß die Erhöhung der MdB nach

@ 50 Abs° 2 BVG Voraussetzung des Berufsschadensausgleiohs

nach 5 30 Abs° 5 BVG ist° Bei anderer Auffassung würde
der BerufsschadensausgleiCh nur eine zusätzliche? neben der

Erhöhung der MdB nach @ 30 Abso 2 BVG wegen besonderen be—
ruflichen Betroffenseins zu gewährende Leistung sein; das

aber ist gerade nicht der Sinn der Bestimmungen über den

Berufsschadensausgleich, vielmehr sollte mit der Einführung

dieser neuen Leistung nach dem BVG seit dem Inkrafttreten

des 10 NOG am 10 Juni 1960 ; worauf der 90 Senat-des BSG in

dem oben zitierten Urteil zutreffend hingewiesen hat — eine
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selbständige? von den übrigen Versorgungsleistungen unab—

hängige EntSchädigung des Berechtigten für.einen durch die

Schädigung5folgen bedingten wirtschaftlichen Schaden ge—

währt werdeno Dies zeigt auch die geschichtliche EntWick—

lung des 5 50 Abso 5 BVG„ Nach seiner Fassung durch das

10 NOG erhielten erwerbsunfähige Beschädigte‚ die durch

die Art der Schädigungsfolgen beruflich besonders betroffen

waren und deshalb einen bestimmten Einkommensverlust hatten‚

den Berufsschadenseusgleicho Würde man aus dieser Fassung

des é'50 Abs„ 5 BVG — "durch die Art der Schädigungsfolgen
beruflich besonders betroffen" - folgern9 daß nur dieje»

nigen Erwerbsunfähigen einen Anspruch auf Beruf$schadens—

ausgleich hätten? deren MdE wegen besonderen beruflichen

Betroffenseins nach 3 30 Abso 2 BVG erhöht worden ist? so
waren damit gerade diejenigen Beschädigten vom Berufsscha—

densausgleich ausgeschlossen? die wegen der Schdere ihrer

Beschädigung bereits ohne Erhöhung der MdB nach 5 30 Abso 2

BVG — also allein aufgrund der medizinischen folgen ihrer

Schädigung auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt —
efwerbsunfä—

hig sind() Dieses Ergebnis widerspräche aber gerade dem

mit der Einführung des Berufsschadensausgleiehs verfolgten

Sinn und Zweck„ Eine Änderung dieser Rechtslage durch die

Neufassungdes © 50 Absc3 BVGim 2„ NOGin der weise‚_daß‘
mit seinem Inkrafttreten die Gewährung des Berufhschadens—

ausgleichs an Sehwerbeschädigte von einer Erhöhung der MdE

wegen besonderen beruflichen Betroffenseins nach 5 30 Abs„2

BVG abhängig sein sollte? ist nicht eingetreten; das wäre

eine Verschlechterung auch den erwerbsunfähigen Beschädig—

ten gegenüber gewesen? die bereits nach dem 10 NÖG
— ohne

Bestehen der Voraussetzungen des 5 30 Abs() 2 BVG — An3pruch

auf Berufsschadensausgleich hatten„ Im Gegenteil stellt

die Neufassungdes @50 Abso5 BVGdurch das 2„ NOGeine
Verbesserung der Rechtslage dar;? die sich schon daraus er—
gibt‚ daß nicht nur Erwerbsunfähige, sondern alle Schwerbe—

schädigten Berufsschadensausgleich erhalten können‚ daß der

Einkommensverlust nicht monatlich DM 100‚—? sondern
nur

DM 753— zu betragen braucht? daß ferner die Höhe des Aus—

...'|8„
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gleiche statt 3/10 nunmehr 4/10 des Einkommensverlustes
und daß der Ausgleich statt bisher höchstens DM 5009—

seit dem Inkrafttreten des 2° NOG höchstens DM 400„— monat—

lich beträgto Demnach ist für den Zeitraum der Geltungs—

dauer des 20 NOG, also vom 10 Januar 1964 bis zum 31°

De2ember 19667davon auszugehen? daß der Anspruch auf Be—
rufsschadensausgleich nach @ 30 Abso 3 BVG nicht davon ab—

hängtp daß die MdB des Beschädigten wegen eines besonderen
beruflichen Betroffenseins nach 5 30 Abso 2 BVG erhöht
werden isto

' Dieselbe Reohtslage ergibt sich für die Zeit nach Inkrafté

treten des 30 NOG‚ dem 10 Januar 19670 Nach @30 Abso 3
BVG idF des 30 NOG erhalten Sehwerbeschädigte9 deren Er«
verbseinkommen durch die Schädigungsfolgen gemindert ist

(Einkommensverlust)‚ nach Anwendung des Abs° 2 einen Be—

ruf580hadensausgleich in Höhe von 4/10 des auf volle
Deutsche Mark nach oben abgerundeten Verlustes, jedoch

höchstens DM 500,— monatlich° Wie bereits der 90 Senat

des BSG (aaO) ausgeführt hat? ist durch die Neufassung
dieser Vorschrift im 30 NOG nunmehr klargestellty daß der

‘Berufsschadensausgleich unabhängig davon zu gewähren ist?

Ob die MdE des BeSchädigten wegen eines besonderen beruf—

.
lichen Betroffenseins nach @ 30 Abso 2 BVG erhöht werden

ist oder nicht() Soweit in dieser Vorschrift? wie in ihrer
Fassung nach dem 23 NOG9 die Werte "nach Anwendung des
Abs} 2" enthalten sind? haben sie dieselbe Bedeutung wie

in @30 Abs° 5 BVG in seiner früheren Fassung; insoweit
kann auf das hierzu oben Gesagte verwiesen werdeno Da—

nach'ist auch nach dem Inkrafttreten des 30-NOG der An—

SPTUCh auf Berufsschadensausgleich nicht davon abhängig?

daß die MdB des Schwerbeschädigten wegen eines besonderen
“beruflichen Betroffenscins nach 5 30 Abs„ 2 BVG erhöht
werden ist; vielmehr genügt es? daß der Sehwerbeschädigte

durch die Schädigungsfolgen einen Einkommensverlust er—

litten hato '

50Mit hat das LSG @ 30 Abs° 3 BVG idF des 20 und 30 NOG

- 19 _
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verletzt? so daß die Revision begründe; ist; soweit das an—

gefochtene Urteil den vom Kläger geltend gemachten Anspruch

auf Berufsschadensausgleich betrifft° In diesem Umfang muß—

te es daher auf die Revision des Klägers aufgehoben werdeno

Da das LSG wegen seiner anderweitigen Rechtsauffassung keine

Feststellungen darüber getroffen hat? ob der
Kläger durchv

die bei ihm anerkannten Schädigungsfolgen tatsächlich einen

Einkommensverlust erlitten hat‚ der in der Zeitfvom 10Januar

1964bis zum510Dezember1966nach@30Abs°5 BVGidF des
20 NOGmindestens monatlich DM 759—betragen muß, konnte der
Senat in der Sache selbst noch nicht abschließend entschei—

den9 so daß sie an das LSG zurückverwiesen werden mußte()
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